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Die deutsche Botschaft in London und die deutsche Asylpolitik 


Am 3, Februar 1992 hatte der niedersächsische Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, Jürgen Trittin, auf Einladung des Goethe-Insti- 
tuts in London seine Ansichten zum Thema Ausländerfeindlichkeit in 
Deutschland vorgetragen. Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" 
schreibt über die Reaktionen auf das Referat: „Der Sprecher des Aus- 
wärtigen Amtes, Schumacher, äußerte am Freitag gegenüber dieser Zei- 
tung Verärgerung über den Auftritt Trittins in London und bewertete 
dessen Thesen als , exotische Einzelmeinung eines Landesministers'. 
(...) Angehörige der Botschaft in London hätten unmittelbar nach der 
Podiumsdiskussion, an der Trittin als einziger deutscher Pohtiker teil- 
nahm, ihre Empörung darüber geäußert, daß der Minister das Ausland 
als Plattform für innenpolitische Auseinandersetzungen gewählt habe. " 
(FAZ, 6. Februar 1993). 

Die „Süddeutsche Zeitung" meldete weiter: „Der Leiter des Goethe- 
Instituts wurde in die deutsche Botschaft in London bestellt" (SZ, 
5. Februar 1993). Er sollte hier den Inhalt der Rede Trittins, die in 
englisch gehalten worden ist, widergeben. Der niedersächsische Regie- 
rungssprecher sah darin „einen merkwürdigen Umgang des Auswär- 
tigen Amtes mit Staatsorganen" (FAZ, 11. Februar 1993). 

1. Trifft es zu, daß der Leiter des Londoner Goethe-Instituts anläßlich 
des Referats des niedersächsischen Ministers für Bundes- und 
Europaangelegenheiten, Jürgen Trittin, in die deutsche Botschaft 
bestellt wurde? 


Die Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland, vertreten 
durch den Bundesminister des Auswärtigen, zum Goethe-Institut 
e. V. sind durch den Rahmenvertrag vom 30. Juni 1976 geregelt. 
Dieser Rahmenvertrag bestimmt in Paragraph 4 Abs. 6 und 7 in 
Verbindung mit Paragraph 2 Abs. 1 auch das Verhältnis der 
Zweigstellen des Goethe-Instituts im Ausland zu den jeweils zu- 
ständigen Auslandsvertretungen. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Staatsministers im Auswärtigen Amt, Helmut 
Schäfer, vom 16. März 1993 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Kern dieser Regelung ist die Zusammenarbeit zwischen Zweig- 
stelle und Auslandsvertretung sowie die regelmäßige Abstim- 
mung der kulturellen Aktivitäten. Der Rahmenvertrag macht es 
der Auslandsvertretung ausdrücklich zur Pflicht, gegen Veran- 
staltungen, die für die politischen Beziehungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland belastend sein können, ihre Bedenken zu er- 
heben oder diese sogar gegebenenfalls durch ihren Einspruch zu 
verhindern. Diese Pflicht umfaßt auch klärende und abstimmende 
Gespräche nach erfolgter Durchführung einer Veranstaltung des 
Goethe-Instituts mit dem Ziel, in der Zukunft in vergleichbaren 
Fällen etwaige Belastungen der politischen Beziehungen zu ver- 
meiden. 

Diese allgemeinen Grundsätze in Verbindung mit den Äußerun- 
gen Minister Trittins im Goethe-Institut London am 2. Februar 
1993 haben dazu geführt, daß der Leiter der Zweigstelle London 
des Goethe -Instituts am 4. Februar 1993 auf Weisung des Auswär- 
tigen Amtes zu einem Gespräch mit der deutschen Botschaft in 
Großbritannien gebeten wurde. Nach Paragraph 4 Abs. 4 des Rah- 
menvertrages ist der Zweigstellenleiter für die Programm- 
gestaltung der Zweigstelle verantwortlich. 


2. Wenn ja, auf wessen Veranlassung hin wurde der Institutsleiter in 
die deutsche Botschaft bestellt? 


Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. 


3. Wann genau fand dieses Gespräch statt? 


Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. 


4. Wurde der Botschafter von sich aus tätig, oder gab es vorher 
Kontakte mit dem Auswärtigen Amt? 


Die Botschaft steht in ständigem Kontakt mit dem Auswärtigen 
Amt. Das Gespräch fand auf Weisung des Auswärtigen Amts statt. 


5. Was waren die genauen Gründe und Ziele des Gesprächs? 

Gesprächsinhalt war, dem Zweigstellenleiter das Befremden des 
Auswärtigen Amts darüber zum Ausdruck zu bringen, daß das 
Goethe-Institut London als Forum benutzt werden konnte, Äuße- 
rungen zu machen, die dem Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland im Gastland abträglich sind. Ferner wurde darum 
gebeten, künftig geeignete Vorkehrungen zu treffen, um zu ver- 
hindern, daß sich ein solcher Vorfall wiederholt. Der Zweigstel- 
lenleiter bedauerte von sich aus, daß der Vorfall einen Schatten 
auf die Arbeit seines Instituts geworfen habe. 
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6. Wie wurde mit den aus dem Gespräch gewonnenen Erkenntnissen 
weiter verfahren, und wem wurde exakt über die Inhalte des 
Gesprächs Mitteilung gemacht? 


Über den Inhalt des Gesprächs wurde dem Auswärtigen Amt 
weisungsgemäß und dem üblichen Verwaltungsverfahren ent- 
sprechend berichtet. 


7. Zu welchem Zeitpunkt wurde von der Botschaft und/oder dem 
Auswärtigen Amt die Presse informiert? 


Das Pressereferat des Auswärtigen Amts und die deutsche Bot- 
schaft London haben die Presse nicht aktiv über die Veranstaltung 
mit dem niedersächsischen Minister für Bundes- und Europa: 
angelegenheiten, Jürgen Trittin, unterrichtet. Am 5. Februar 1993 
hat der Sprecher des Auswärtigen Amts auf Anfrage erstmals 
gegenüber der Frankfurter Allgemeinen Zeitung zu der Veran- 
staltung Stellung genommen und über den Inhalt und Verlauf 
berichtet. 


8. Welche Passagen der schriftlichen und/oder mündlichen Redefas- 
sung rechtfertigen nach Ansicht der Bundesregierung die getroffe- 
nen Maßnahmen, und warum? 


Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. 


9. Wann wurde in den letzten zehn Jahren in vergleichbaren Fällen 
ähnlich gehandelt, und welche Fälle waren das? 


Die Bundesregierung empfindet den Fall Trittin als einmalig. 


10. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung von sich aus ergrif- 
fen, als der Bundesminister des Innern seine zunächst nachweislich 
falschen und später revidierten Äußerungen über eine Zusammen- 
arbeit von Rechtsextremisten und Autonomen in Rostock- Lichten- 
hagen verkündete? 


Zu Maßnahmen gab es keinen Anlaß. 

Auf die Antworten der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe der PDS/Linke 
Liste vom 8. Oktober 1992 (Drucksache 12/3389), zu Frage 30 und 
vom 26. November 1992 (Drucksache 12/3872) zu Fragen 1 und 2, 
wird verwiesen. 
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